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- URTEIL
IM NAMEN DES VOLKES!

In dem Verwaltungsstreitverfahren - N T
des Herrn ) | \ K@Pw /

Kldgers,

‘bevoliméchtigt:.
Rechtsanwiélte Peter Koch und Kollegen,
Hohenzollernstrale 25, 30161 Hannover,

gegen

die Bundesrepublik Deufschland
vertreten durch die Deutsche Telekom AG,
vertreten durch den Vorstand SBR, BRS, Rechtsservice Dlenstrecht

Gradestraze 18, 30163 Hannover;
Beklagte,

wegen Beférderungen

hat das Verwaltungsgericht Kassel - 1. Kammer - durch
Richter am VG Dr. Schnell
als Einzelrichter auf Grund der miindlichen Verhandlung vom 17. Januar 2013 fur Recht

erkannt:
Der Bescheid der Beklagten vom 8. November 2011 wird aufgehoben..
Die Beklagte wird verpflichtet, iiber die Bewerbung des Klagers auf die Befor-
derungsplanstelie A13_VZ T unter Beachtung der Rechtsauffassung des Ge-
richts erneut zu entscheiden.

im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Kosten des Verfahrens werden Kléager und Beklagten jeweils zur Halfte
auferlegt. '



Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand
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Das Urteil ist hlnSIGhthch der Kosten voridufig vollstreckbar. Der jeweilige
Kostenschuldner kann die Voilstreckung durch Sicherheitsleistung in Héhe
der festgesetzten Kosten abwenden, falls nicht zuvor der jeweilige Kosten-
glaubiger vorher Sicherheit in entsprechender Hoéhe leistet.

Tatbestand:

Der Kléigef steht als Beamter in Diensten der Deutschen Telekom AG. Derzeit hat er das
Statusamt des Technischen Fernmeldeamtsrats {Besoldungsgruppe A 12 BBesG) inne; die

Beforderung auf dieses Amt erfolgte mit W:rkung vom 1. Januar 2000.

Bereits zuvor, mit Wirkung vom 1. Oktober 1999 bIS zum 30. September 2002 wurde der
Klager beurlaubt, und zwar fir eine Beschaftigung bei der GmbH. Die-
se Beurlaubung wurde mehrfach veriangert. Mittlerweile versnaht der Kiager seinen Dienst
bei dem Nachfolger der GmbH, der GmbH & Co.
KGin - Mit Schreiben an die Beklagte vom 9. November 2010 (Bl. 159 der Perso-
nalakte) trug der Kiager vor, er sei seit dem 1. Januar 2000 nicht mehr beférdert worden
und er bitte, ihn bei der nachsten Bef_ﬁrderﬁng voh A 12 nach A 13 in das Auswahlverfah-

ren einzubeziehen.

Mit Bescheid vom 25, November 2010 (BI. 162 f. der Personalakte) wurde der Antrag auf
Beforderung abgelehnt. In der Begriindung heifit es, eine Beférderung sei-zum }et2|gen
Zeitpunkt nicht moglzch Dem Klager wurde jedoch zugesichert, dass eine ermeute Prifung -
der Beforderungsvoraussetzungen Zur néchsten BefdrderungsmafBnahme erfolgen werde.
Grund hierfur war nach Angaben der Bekiagten, dass keine freie Beférderungsplanstelle

* zur Verfligung stehe. Mit Schreiben vom 23. Dezember 2010 legte der Klager Widerépruch
gege'n den Bescheid vom 25. November 2010 ein. In der Begriindung seines Prozessbe-
volimé&chtigten (B! 166 f. der Personalakte) trug er vor, er werde durch den erfolgten Aus-
schluss von aktuellen Beférderungen in seinem durch Art. 33 Abs. 2 garantlerten Bewer-
bungsverfahrensanspruch verletzt, Beurlaubte Beamte dirften nicht aus dem Bewerbungs-
verfahren ausgeschlossen werden. Vielmehr sei ihr beruﬂtcher Werdegang nachzuzetch-
nen, um einen Leistungsvergleich mit aktiven Beamten 2u ermogllchen Eine solche Nach-

zeichnung sei offensichtlich nicht erfolgt.
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Mit Datum vom 31. Januar 2011 wurde fiir den Klager ein Zwischenzeugnis erstellt (Bl.

169 1. der Personalakte). Mit Datum vom 27. November 2011 erstellte die Deutsche Tele-

kom eine dienstliche Beurteilung flir den Klager fir den Zeitraum 2001 bis 2011. Diese

~ergab fir den Kldger in sémtlichen )Einzelmerkmalen die bestmdgliche Bewertung {Ubertrifft
- die Anforderungen in besonderem Umfang). Wegen des weiteren inhalts der Beurteilung

wird auf Bl. 175 der Personalakte verwiesen.

Mit Schreiben vom 8. November 2011 teilte die Deutsche Telekom AG dem Prozessbe-
volimachtigten des Kldgers mit, dass der Kléiger nicht flr eine' Beférderung berlcksichtigt
worden sei. In der Begriindung heil3t es,‘ for die zum Betrieb externer Gesellschaften beur-
- laubte Beamten, seien Zwei Befdrderungsplanstellen A 13 _VZ T aus dem Planstellen-
haushalt 2011 der Deutschen Telekom zugewiesen worden. Die Reihung der Befdrde-

rungsliste sei entsprechend der Reihungskriterien erfolgt, die lauteten:

s Beurteilungsergebnis,
« hilfsweise bei gleichem Beurteilungsergebnis allgemeines Dienstalter (ADA),

¢ hilfsweise bei gleichem Beurteilungsergebnis und gléichem_ADA: vorangegangenes

allgemeines Dienstalter.

Die erste zur Verfligung stehende Beférderungsplanstelle sei an einen Beamten vergeben
worden, der das Beurteilungsergebnis , iibertrifft die Anforderungen in besonderem Um-
fang® erhalten habe und dessen'a]!gemeines Dienstalter auf den 1. Januar 1999 festgelegt
worden sel. Die zweite zur Verfligung stehende Beforderungsplanstelle sei ebenfalls an
einen Beamten mit gleichen Merkmalen vergeben worden. Die Beforderung des Klagers
sei nicht méglich gewesen, da sein allgemeines Dienstalter nur auf den 1. Januar 2000

festgelegt worden sei. Die ihm vorgezogenen Beamten hétten ein héheres allgemeines

Dienstalter vorzuweisen.

Mit Schreiben vom 15. November 2011 legte der Kidger Widerspruch gegen den Bescheid

vom 8. November 2011 ein, {iber den bislang noch nicht entschieden worden ist.

Am 17. November 2011 stelite der Klager Eilantrag bei dem Verwaltungsgericht Kassel der
dort unter dem Aktenzeichen 1 L 1401/11.KS gefiihrt wurde. Das Eilverfahren wurde nach
beiderseitiger Hauptsacheerledigung mit Beschluss vom 28. Dezember 2011 eingestellt,

nachdem die Beklagte zugesagt hatte, fir den Kldger bis zum Abschluss des Hauptsache-

| 1_k_822_12_ks_urteil_00000098105139.doex




-4.-

verfahrens eine Planstelle der Besoldungsgruppe A 13 _VZ T BBesO freizuhalten und den
beiden weiteren Bewerbern die Ernennungsurkunden tiberreicht worden waren,

Der Klager hat am 24. Mai 2012 Klagé erhoben. Er trégt vor, es sei rechtswidrig, dass die
Beklagte nach dem Ergebnis der letzten Beurteilung unmittelbar anschlieRend das allge-
meine Dienstalter und als weiteres Hilfskriterium das vorangegangene allgemeine Dienst-
alter zur weiteren Differenzierung herangezogen habe. Beide Kriterien seien keine leis-
tungsbezogenen Kriterien. Zunzchst hatten altere Beurteilungen und andere leistungsbe-
zogene Hilfskriterien herangezogen werden mirssen. Erst wenn alle unmittelbar leistungs-
bezogenen Erkenntnisquellen ausgeschopft seien und die Bewerber als .im Wesentlichen
gleich® einzustufen seien, kénnten Hilfskriterien herangezogen werden. Dies sei auch vor
dem Hintergrund der Beurlaubung des Klagers geboten. Bei beurlaubten Beamten sei der
Dienstherr verpflichtet, die Leistungsentwickiung des beurlaubten Beamten nachzuzeich-
nen. Dies ergebe sich aus § 4 Abs. 3 Satz 4 PostPersRG. Beurlaubte Beamte dirften kei-
ne dienstlichen Nachtelle erleiden. Vor diesem Hintergrund miisse der Dlenstherr dem be-
_urlaubten Beamten eine berufliche. Entwnck!ung zuschreiben, wie sie ohne die Beurlaubung
verlaufen wére. Dies miisse insbesondere dann geschehen, wenn Beurteilungen nicht vor-
l&gen. Zunichst miisse daher das anschenzeugms des Klagers vom 31. Januar 2011 in

die Betrachtung mit elnbezogen werden

Uberdies sei es auch unzulgssig, wenn die Beklagte fir den Kiager eine ,Ersatzstelle” frei- -
gehalten habe, in die der Klager im Falle eines erfolgreichen Abschlusses des Hauptsa-

cheverfahrens eingewiesen werden kanne. Nach der Rechtsprechung des Bundesvewval-

- tungsgerichts unterliege es nicht der Dispositionsbefugnis des Dienstherrn fiir einen um
Rechtsschutz nachsuchenden Bewerber eine andere als dié zu besetzende Planstelle

quasi als' Reserve freizuhalten. Vielmehr misse auch diese anderweitige freigehaltene
Planstelle nach einem Vergabeverfahren besetzt werden.

Ferner verstoRBe es gegen den Grundsatz der Bestenauslese, wenn in einem Beférde-
‘rungsranglistensystem Gruppen allein auf Grund des abschiieRenden Gesamturteils gebil-
det wiirden und innerhalb dieser Gruppelr:t z. B. nach Behindérteneigenschaft und Ge-

schiecht der Bewerber differenziert werde. Ein Beférderu ngsranglistensystem verstofie

auch gegen den Grundsatz der funktlonsgerechten Besoldung, wenn es auf sog. geblindel-

ten Dienstposten beruhe.

1_k_622_12_ks_urteil_00000098105139.docx




Der Klager beantragt,

ihn in die frei gehaltene Planstelle A13_VZ T aus dem Planstellenhaushalt 2011
der Deutschen Telekom AG sinzuweisen und ihn dienst- und beférderungsrecht-
lich so zu stellen, als wére er bereits zum 1. September 2011 oder spater befdr-

dert worden, '
hilfsweise,

die Einweisung der beiden Konkurrenten in die jeweiligen Planstellen mit Wir-
kung fir die Zukunft aufzuheben, Gber das Bewerbungsgesuch des Klagers un-
ter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden und
den Klager dienst- und beférderungsrechtlich so zu stellen, als wére er bereits
zum 1. September 2011 oder spéater beférdert worden.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie tragt vor,
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug genommen auf
die Behordenakte, die Personalakte des Klagers sowie die Gerichtsakten VG Kassel
1L 175/11.KS und 1 L. 1401/11.KS.

“Entscheidungsqriinde:

Die Klage ist als Untétigkeitsklage nach § 75 VwGO zulsssig. Die Beklagte hat den Wider-
spruch des Ki&gers gegen den Bescheid vom 8. November 2011 nicht beschleden die 3-
Monatsfrist des § 75 S. 2 VwGO ist verstrlchen | |

Die Klage ist jedoch nur teilweise begriindet. Zwar ist der Bescheid der Beklagten vom 8. _
November 2011, mit welchem die Bewerbung désr Klagers um einen Dienstpostén der Be-
soldungsgruppe A 13 abgelehnt wurde, rechtswidrig und verletzt den Klager in seinen
Rechten. Jedoch hat der Klager keinen Anspruch auf Ubertragung der streitbefangenen

 Stelle bzw. auf Schadensersatz Vielmehr ist die Beklagte lediglich verpflichtet, Uber die
~Besetzung des streitbefangenen Dienstpostens erneut zu entscheiden, wie dies in dem

hilfsweise gestellten Klageantrag begehrt wird.

Die Auswahl zwischen den Bewe_rbern um einen freien Dienstposten hat sich an den MaR-
staben des Art. 33 Abs. 2 GG zu orientieren. Hiernach hat jeder Deutsche nach seiner Eig-
nung, Befahigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem éffentlichen Amte.
Allerdings dienen die Schaffung und Besetzung von Stellen des offentlichen Dienstes
grundsatzlich allein dem 6ffentlichen Interesse an einer bestmoglichen Erfiillung der 6ffent-
lichen Aufgaben. Dadurch nimmt der Dienstherr keine Verpflichtungen. gegenuber seinen

. Beamten wabhr. Vielmehr entscheidet der Dienstherr Uber die Einrichtung und néhere Aus-

gestaltung von Dienstposten nach’ organisatorischen Bediirfnissen und Méglichkeiten. Des-
halb hat ein Beamter grundsitzlich keinen Rechtéanspruch auf Schaffung oder auf Beset-

zung eines biénstpostens oder gar darauf, dass ihm ein bestimmter Dienstposten (bertra- a
gen wird. Gleichwohl ist der Dienstherr aufgruri&faer Furéorgebﬂicht (§78 Bundesbeam-
tengesetz - BBG -) gehalten, bei der Besetzung von Dienstposten das individuelle Interes-

~ se des Beamten am beruflichen Fortkommen jedenfalls soweit zu berlicksichtigen, als die

organisatorischen Bedtirfnisse und Méglichkeiten der Verwaltungsstruktur s0wie das 6f-
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fentliche Interesse an einer bestméglichen Erfiillung der 6ffentlichen Aufgaben hierfdr
Raum lassen. Deshalb kann der Beamte beanspruchen, dass Uber seine Bewerbung um
einen freien Dienstposten ohne Rechtsfehler in einem fairen, chancengleichen Verfahren
entschieden wird (sogenannter "Bewerbungsverfahrensanspruch” - siehe hierzu z. B.
BVerwG, Urteil vom 186. August 2001 - 2 A 3.00 - BVerwGE 115, S. 58 ff. sowie Hess.
VGH, Beschluss vom 10. Oktober 1989 - 1 TG 2571/89 -, NVwZ 1990, S. 284 f.). |

Diesen Bewerbungsverfahrensanspruch des Kl&gers hat die Beklagte verletzt, indem sie
bei der Besetzung der Beforderungsplanstellen A 13_VZ T aus dem Planstellenhaushalt

der Deutschen Telekom zwei Bewerber dem Klager vorgezogen und diese befordert hat.

Dabei steht einem Anspruch des Klagers .auf Beférderung, den dieser mit seinem Klagean-
trag vorrangig verfolgt, nicht ehtgégen, dass die beiden fraglichen Beférderungsplansteilen
iniwische_n an die Mitbewerber vergeben wurden. Der Klager kann vielmehr direkt auf Ver-
pflichtung der Beklagien k'lagen, ihn in eine Planstelle nach BesoldungsgrUppe A13
BBesG einzuweisen. Lediglich f'L‘zr-den Zeitraum bis zu dieser EinWeisung ist er auf die Gel-
tendmachung eines Schadensersatzanspruches verwiesen, wie dies ferner begehrt wird.
Nach der neueren Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteile vom 21. Au-
gust 2003 - 2 C 14.02 -, ZBR 04, 101 ff. sowie 4. November 2010 - 2 G 16/09 -, BVerwGE
138, 102 ff) geht der Bewerbungsverfahrensanspruch eines Bewerbers dann nicht mangels
Erfullbarkeit durch den Dienstherrn unter, wenn dieser durch sein Verhalten rechtzeitigen
vbriéufigen Rechtsschutz verhindert oder sich Uber dessen erfolgreiche [nansprucﬁnahme
hinweggesetzt hat. Eine solche Situation ist vorliegend gegeben. Durch die Aushandigung
der Urkunden an die ausgewéahiten Bewerber, die bereits im November 2011 erfolgt ist,
hat die Bek!agte die Méglichkéit des Klégers, vorlaufigen Rechtsschutz zu erlangen, ver-
nichtet. Unerheblich ist hierbei, dass die Beklagte in dem Eilverfahren 1 L 1401/11.KS er-
klart hat, fir den Klager eine Planstelle zu reservieren. Denn es handelt sich hierbei nicht
-um eine der Pianstél[en, hinsichtlich deren Besetzung um vorldufigen Rechtsschutz nach-
gesucht worden war. Es unterliegt nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (vgl. BVerwG, Urteil vom 21. August 2003, a.a.0.) nicht der Dispositionsbefugnis
des Dienstherrn, fir einen um Rechtsschutz nachsuchenden Bewerber eine andere als die

zu besetzende Planstelle quasi als "Reserve” freizuhalten und spater mit dem im Auswahl-
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- verfahren zunéchst unterlegenen Bewerber zu besetzen, wenn sich im Gerichisverfahren

die Fehlerhaftigkeit der Auswahlentscheidung herausstellen sollte.

Die Auswahlentscheidung ist in der Sache bereits deshalb rechtswidrig, weil die fir den
Kiager und die ausgewahlten Konkurrenten erstellten dienstlichen Beurteilungen nicht ge-
eignet sind, ein hinreichend aussagekréaftiges Leistungsbild darzustelien. Die auf einem A-
4-Formblatt erstellte Beurteilung des Klégers erschopft sich.in 7 Merkmalen, bei denen je-
weils 5 Noten durch Ankreuzen zu vergeben waren, wobei die Prioritat der einzelnen Merk-
male in einem weiteren Feld durch die Vergabe von Buchstaben (A=sehr wichtig, B=wich-
tig, C=weniger wichtig) beurteilt werden konnte. Der Klager erhielt in allen 7 Elnzelmerkma-
len die Bestnote ,Ubertrifft die ‘Anforderungen in besonderem Umfang":

| Zur Uberzeugung des Gerichts ist eine soich'_e dienstliche Beurteilung nicht hinreiche_znd
transparent und nachvollziehbar. Dies ergibt sich daraus, dass einzelnen Kriterien in
Klammern Eri&uterungen beigefiigt sind, die verschiedenartige Fah|gke|ten betreffen, ohne
dass erkennbar wire, mit welchen Schwerpunkten diese in die Gesaminote eingehen,
Wenn beispielsweise bei dem Beurteilungskriterium ,Zusammenarbeit* die Einzelmerkmale
-. »Teamfahigkeit, Selbstandigkeit, Kommunikationsverhalten, Auftreten, Uberzeugungskraft,
Zuverléssigkeit" genannt sind, so ist festzustellen, dass sich diese Einzelmerkmale durch-
aus u.nterschiedlich ausgeprégt darstellen k(‘jnn:en. Ein Mitarbeiter, der Giber groke Team-
fahigkeit verfiigt, muss nicht unbedingt gut selbsténdig arbeiten kénnen. Auch-haben Zu-
'verléésigkeit- und Kommunikationsverhalten zunéchst nichts miteinander zu tun. Das
FoArmblatt krankt folglich daran, dass unterschiedliche Kompetenzen zusammengefasst -
werden und mit einer Gesamtnote zu versehen sind, die nicht in jedem Fall g[eich stark
ausgepragt sein missen. Es findet sich aubh kein_'Hinweis zu der Frage, in welcher Wer-
tigkeit die Einzelmerkmale in das Beurteilungskriterium einflieen, ob im oben genannten’
‘Beispiel also der Zuverlassigkeit ein grﬁrserer Stellenwert zugesprochen werden soll als
. dem ,Kommunikationsverhalten®. Eine hachvoliziehbare und den Leistungen emes Beam-
' ten gerecht werdende dienstliche Beurtellung kann auf diese Art und Weise nlcht erstelit
werden, so dass bereits aus diesem Grund sich die Auswahlentscheldung als fehlerhaft
~darstellt (vgl. zu dem Problem der nicht hinreichend differenzier_ten Einzelmerkmale das
Urteil des VG Darmstadt vom 16. M&rz 2012 - 1 K 832/11.DA -, juris, zu den insoweit ver- |
gleichbaren Beurteilungsrichtlinien der BundeszollveMaltung).
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Die AusWahIentscheidung ist aber auch bereits deshalb fehlerhaft, weil die Beklagte, nach-
dem festgestellt wurde, dass der Klager sowie die beiden ausgewahlten Bewerber um die
fraglichen Stellen hinsichtlich der aktuellen dienstlichen Beurteilungen gleich bewertet wur-
den, sogleich das a!lgem'eine Dienstalter als Auswahlkriterium herangezogen hat. Die Be-
rilcksichtigung sog. ,leistungsferner” Kriterien wie beispielsweise das allgemeine Dienstal-
ter ist dann rechtswidrig, wenn sich neben den aktuellen dienstlichen Beurteilungen weitere
Auswabhlkriterien finden lassen, die eine Auswaht unter LeistungsgesichtspUnkten ermégli-

chen. Dabei gilt folgende Rethenfolge:

1. Zun&chst sind nach der Rechtsprechung die letzten dienstlichen Beurteilungen her-
anzuziehen und diese einem wertenden Vergleich zu unterziehen. Wenn — wie hier
— die Beurteilungen der Bewerber jeweils mit dem gleichen Gesamturteil abschlie-
Ren, ist der Dienstvorgesetzte bei seiner Auswahlentscheidung nicht nur befugt,
sondern sogar verpflichtet, Einzelaussagen aus den Beurteilungen (auRerhalb der
Gesamturteile) - seien sie positiver od'er negativer Art - heranzuziehen und sie fur
die Beantwortung der Frage, wem nach dem Grundsatz der Bestenauslese der Vor-
zug zu geben ist, zu verwerten (std. Rspr. vgl. z.B. OVG NRW, Beschlisse vom 07.
Juli 2005 - 6 B 679/05 -, und vom 13. April 2005 - 6 B 2711/04 -, jeweils m.w.N., zit.

hach juris).

2. Lasst sich auch unter diesem Gesichtspunkte keine Rangfolge zwischen den Be-
werbemn feststellen, so ist es nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (vgl. z.B. Urteil vom 27. Februar 2003 - 2 C 16.02 -, NVwZ 2003, 1397 ff) ge-
boten, weitere leistungsbezogene Kriterien heranzuziehen, wozu insbesondere vo-
rangegangene dienstliche Beurteilungen oder weitere | eistungsnachweise z&hlen.
Auch &ltere dienstliche Beurteilungen kénnen namlich Riickschliisse und Prognosen
iber die zukiinftige Bew&hrung auf einer héher bewerteten Stelle ermdglichen. Sie
kénnen im Rahmen einer Gesamtwiirdigung der vorhandenen dienstlichen Beurtei-

| lungen positive oder negative Entwickiungstendenzen aufzeigen. Dies gilt auch fiir
in friheren Beurteilungen enthaltene Aussagen {iber Charaktereigenschaften,

Kenntnisse, Fahigkeiten, Verwendungen und Leistungen.

3. Ergibt sich dann nach Auswertung aktueller und gegebenenfalls lterer dienstlicher

Beurteilungen eine vergleichbare Qualifikation von Bewerbern, so ist der Dienstherr
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in den Grenzen des Willkiirverbots und des Leistungsprinzips darin frei; welchen zu-
- sétzlichen Gesichtspunkten er bei der Auswahl gréRere Bedeutung beimisst. Dabei
ist er nicht an eine starre Reihenfolge der réchtlich bedenkenfrei in Betracht kom-
menden Hilfskriterien wie z. B. Beférderungédienstalter, Dienstalter und Lebensalter
gebunden. Es ist grundsétzlich ihm Uberlassen, welche sachlichen Hi[fskriterien er
bei seiner Ermessensentscheidung heranzieht und wie er die Hilfskriterien zueinan-
der gewichtet, sofern nur das Prinzip der Bestenauslese beachtet wird (val.
BVerwG, Urteil vom 25. August 1988 - 2 C 51.86 -, NJW 1989, 538ff m.w.N.).

~Diesen Anforderungen der Rechtsprechuﬁg ist die Beklagte nicht gerecht geworden. Vor
Berticksichtigung d'es, allgemeinen Dienstalters hatte gepriift werden miissen, ob eine Bin-
nendifferenzierung aus den aktuellen dienstlichen Beureilungen abgeleitet werden konnte.
Wie bereits ausgef'tlh‘rt, sind bereits die ersteliten Beurteilungen hierzu nicht in der Lage,
~ well sie kein differenziertes Leistungsbild der Bewerber darstellen konhten. Desweiteren
hatte, wenn hier ein Gleichstand zu vermelden gewesen wére, auf dltere Leistungsnach-
weise zuriickgegriffen werden missen. Dass, wie von Seiten der Beklagten ausgefiihrt, fur
alle Bewerber, nachde.m diese erstmals 2011 einheitlich dienstlich beurteilt wurden, nur ei-
| ‘ne Beurteilung vorgelegen hatte, steht dem nicht entgegen. So findet sich beispielsweise in
der Personalakté des Kiagers ein sog. Zwischenzeugnis vom 31. Januar 2011, das eben-
falls die Tatigkeit des Klagers in deh.Jahren 2001 bis 2011 zum Gegenstand hat und aus-
fuhrliche Angaben zu der Tatigkeit des K_Ié‘ngers enthéalt. Die dbrtigen Feétstellungen hatten
méglicherweise eine Differenzierung zu den Leistungen der beiden ausgewahlten Bewer-
ber ermdglicht. Auch der Umstand, dass dem Kiager mehrfach Gratifikationen gewahrt
‘wurden, ist ein solches Kriterium, das einen Riickgriff auf leistungsferne Kriterien magi-

- cherweise entbehrlich gemacht hitte.

'Zusammenfassénd erweist sich damit die Auswahlentscheidung der Beklagten als rechts-
~widrig und war-aufiuheben. Die} mit dem Klageantrag darilber hinaus begehrte Verpflich-

tung, den Klager status- und besoldungsrechtlich so zu stellen, als wére er bereits am 1.

'Se'p.tember 2009 beférdert worden, ist jedoch unbegriindet.
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Die Kosten des Verfahrens sind gemaR § 155 Abs. 1 VwGO im Verhaltnis des jeweiligen
Obsiegens bzw. Unterliegens zu teilen, wobei das Gericht dieses Verhaltnis zu gleichen
Teilen beWertet. Die Entscheidung tiber die vorldufige Vollstreckbarkeit des Urteils hinsicht-
lich der Kosten ergibt sich §§ 167 VwGO, 708 Nr. 11, 711 ZPO.

| Rechtsmittelbelehrung

Die Beteiligten kénnen die Zulassung der Berufung gegen dieses Urteil beantragen. Der

Antrag auf Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des voll-

standigen Urteils bei dem

Verwaltungsgericht Kassel
TischbeinstraRe 32
34121 Kassel

zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb von zwei Monaten nach
Zustellung des vollstandigen Urteils sind die Griinde darzulegen, aus denen die Berufung
zuzulassen ist. Die Begriindung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt wird,

bei dem

Hessischen Verwaltungsgerichtshof
Briider-Grimm-Platz 1 -3
34117 Kassel

einzureichen.
Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn
1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2. die Rechtssache besondere tatsachliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,

3. die Rechtssache grundséatzliche Bedeutung hat,

4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesver-
waltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshéfe des Bundes

oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abwejchung beruht

oder

1_k_622_12_ks_urteil_00000098105139.docx




- 16 -
|

9. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend
gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.
Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof besteht gemaR § 67 Abs. 4 VWGO Ver-

tretungszwang. Dies gilt auch fir Prozesshandiungen, durch die ein Verfahren beim Hessi-
schen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird

Bei den hesszschen Venmaltungsgerlchten und dem Hessischen VenNa!tungsgenchtshof
kénnen elektronlsche Dokumente nach MalRgabe der Verordnung der Landesregierung
Uiber den elektronischen Rechtsverke‘hr bei hessischen Gerichten und Staatsanwalt-

schaften vom 26. Oktober 2007 (GVBL |, S. 699) eingereicht werden. Auf die Notwendig-
keit der qualifizierten digitalen Signatur bei Dokumenten, die einem schriftlich zu unter-

zeichnenden Schriftstiick gleichstehen, wird hingewiesen (§ 55a Abs. 1 Satz 3 VWGO)
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